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Barrierefreiheitsstärkungsgesetz  
 
  
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
für Produkte und Dienstleistungen, die nach dem 28.06.2025 in den Verkehr gebracht  
bzw. für Verbraucherinnen und Verbraucher erbracht werden, sind die Bestimmungen des 
Barrierefreiheitsstärkungsgesetzes (BFSG) zu beachten. Das Gesetz dient der Umsetzung 
der EU-Richtlinie 2019/882 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Barriere-
freiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen und möchte im Interesse der Ver-
braucher und Nutzer die Barrierefreiheit von Produkten und Dienstleistungen im elektroni-
schen Rechtsverkehr gewährleisten. Speziell soll die Teilhabe von Menschen mit Behinde-
rungen am Leben in der Gesellschaft gestärkt und ermöglicht werden.    
 
Das Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen oder etwaige landesrecht-
liche Regelungen gelten daneben weiterhin. Das Gesetz gilt auch für juristische Personen, 
sofern diese im elektronischen Rechtsverkehr entsprechende Produkte für Verbraucher  
anbieten. Die nachfolgende Darstellung konzentriert sich jedoch auf die Auswirkungen des 
Gesetzes auf Wohnungsunternehmen.  
 
 
 
 
 

Recht                     
 

Das Wichtigste: 
 
Bis zum 28.06.2025 ist das sog. Barrierefreiheitsstärkungsgesetz (BFSG) umzusetzen.  
 
Ziel des Gesetzes ist eine diskriminierungsfreie Teilhabe von Menschen mit Behinderun-
gen, Einschränkungen und älteren Menschen an Produkten und Dienstleistungen u. a. 
im elektronischen Geschäftsverkehr. 
 
Das bedeutet: Werden Dienstleistungen oder Produkte im Internet oder über Mieterpor-
tale angeboten, ist das Erfordernis eines barrierefreien Zugangs zu prüfen. 
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Weitergehende Informationen finden Sie auf dem Portal der Bundesregierung der Beauf-
tragten der Bundesregierung für Informationstechnik:  
 
https://www.barrierefreiheit-dienstekonsolidierung.bund.de/Webs/PB/DE/gesetze-und-
richtlinien/barrierefreiheitsstaerkungsgesetz/barrierefreiheitsstaerkungsgesetz-node.html. 
 
1. Allgemeiner Anwendungsbereich 
 
Das Barrierefreiheitsstärkungsgesetz betrifft in erster Linie Hersteller, Händler und Impor-
teure von bestimmten Produkten sowie Dienstleistungserbringer im "Online-Bereich".  
Kleinstunternehmen (Unternehmen, die weniger als zehn Personen beschäftigen und ent-
weder einen Jahresumsatz von höchstens 2 Mio. EUR erzielen oder dessen Jahresbilanz-
summe sich auf höchstens 2 Mio. EUR beläuft) sind vom Gesetz ausgenommen. 
 
Klassischerweise ist das Gesetz anwendbar auf den gesamten Online-Handel, auf Hard-
ware und Software, auf den Personenverkehr, Bankdienstleistungen, bei Telekommunika-
tionsdienstleistungen oder der Bereitstellung von E-Book-Lesegeräten, vgl. § 1 Abs. 2 und  
Abs. 3 BFSG.   
 
Für Wohnungsunternehmen dürfte § 1 Abs. 3 Nr. 5 BFSG von Bedeutung sein. Nach dieser 
Bestimmung ist das Gesetz anwendbar auf: 
 

• Dienstleistungen zwischen Unternehmen und Verbrauchern (Mietern) im elektronischen 
Geschäftsverkehr.    

 
Dienstleistungen allein zwischen Unternehmen oder zwischen Unternehmen und juristi-
schen Personen sind nicht betroffen.  
 
Dienstleistungen im elektronischen Geschäftsverkehr sind Dienstleistungen der Tele-
medien, die über Webseiten oder über Anwendungen auf Mobilgeräten angeboten und 
elektronisch und auf individuelle Anfrage eines Verbrauchers im Hinblick auf den  
Abschluss eines Verbrauchervertrages erfasst werden, vgl. § 2 Nr. 26 BFSG.   
 
Nach der Begründung des Gesetzes ist der Online-Verkauf jeglicher Produkte betroffen. 
Weiter jedwede Dienstleistung, die in der Regel gegen Entgelt erbracht wird. Erfasst sind  
Webseiten oder mobile Anwendungen von Dienstleistungserbringer, durch die den Verbrau-
chern (Mietern) Angebote vorgestellt werden sowie Buchungen und Zahlungen getätigt wer-
den können.   
 

• Wird über eine Webseite, ein Mieterportal oder per E-Mail ein Kauf- oder Dienstleis-
tungsvertrag geschlossen, so ist der Anwendungsbereich gegeben.  

 

• Neben klassischen punktuellen Austauschverträgen, wie etwa Kaufverträgen, der  
Abschluss von Dienstverträgen zwischen Unternehmen und Mietern außerhalb des 
Mietvertrages, fallen auch Seminar-, Reise- oder sonstige Angebote unter das Gesetz.     

 
 
 
 

https://www.barrierefreiheit-dienstekonsolidierung.bund.de/Webs/PB/DE/gesetze-und-richtlinien/barrierefreiheitsstaerkungsgesetz/barrierefreiheitsstaerkungsgesetz-node.html
https://www.barrierefreiheit-dienstekonsolidierung.bund.de/Webs/PB/DE/gesetze-und-richtlinien/barrierefreiheitsstaerkungsgesetz/barrierefreiheitsstaerkungsgesetz-node.html
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2.  Anwendbarkeit auf Wohnungsinserate oder den Abschluss oder die Abwick-

lung von Mietverträgen  
 
Das Gesetz und seine Begründung verhalten sich nicht zur Frage der Anwendung auf Woh-
nungsinserate oder dem Abschluss oder Abwicklung von Mietverträgen. 
  
2.1  Wohnungsinserate  
  
Bei Wohnungsinseraten, die etwa auf der Webseite von Wohnungsunternehmen eingestellt 
sind, dürfte es sich weder um eine Dienstleistung noch um ein Produkt handeln. Ein Inserat 
für eine Wohnung sowie der eventuelle Abschluss eines Mietvertrages ist keine angebotene 
Tätigkeit. Die zur Vermietung anstehende Wohnung ist weder Stoff noch Ware.    
 
Auf der anderen Seite wäre es nach dem Sinn und Zweck der Vorschrift unverständlich, 
wenn sich etwa Menschen mit Behinderungen nicht auf entsprechende Inserate melden 
und ihr Interesse bekunden könnten. Ihnen würde die vom Gesetz intendierte Teilhabe ver-
wehrt.   
 
Unabhängig der rechtlichen Beurteilung sollten entsprechende Inserate ohnehin barrierefrei 
gestaltet werden.   
 
2.2  Abschluss und Durchführung des Mietvertrages 
 
Der Abschluss und die Durchführung des Mietvertrages können nur bei Einverständnis des 
Mieters elektronisch erfolgen. Insofern sind auch Menschen mit Behinderungen frei, ob sie 
der elektronischen Kommunikation zustimmen.   
 
Im Ergebnis trifft dies auch auf den neu eingeführten § 556 Abs. 4 Satz 2 BGB zu, nach 
dem der Vermieter ab 01.01.2025 berechtigt ist, Abrechnungsbelege in digitaler Form  
bereitzustellen. Sofern aber die Bereitstellung in elektronischer Form in entsprechenden 
Fällen nicht barrierefrei erfolgen kann, so sind Abrechnungsbelege an den betroffenen Per-
sonenkreis nach den üblichen Grundsätzen zu überreichen, also entweder im Original, ggf. 
in Kopie oder am Geschäftssitz des Vermieters, vgl. hierzu GdW-Rundschreiben zum Vier-
ten Bürokratieentlastungsgesetz vom 27.11.2024.   
  
 
3. Folge bei Anwendung des Gesetzes 
 
Unterliegen Produkte oder Dienstleistungen dem Barrierefreiheitsstärkungsgesetz, so muss 
die Webseite oder das Mieterportal barrierefrei ausgestaltet sein.  
 
Nachfolgend sind Bereiche aufgeführt, die bei Verwendung an die Anforderungen des 
BFSG angepasst werden müssen: 
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a) Barrierefreie Webseite 
 

• Kennzeichnung von Fremdsprachenwörtern mit HTML, 
 

• Sicherstellen, dass einmal eingegebene Daten nach erneuter Anmeldung nicht verloren 
gehen, 

 

• Angebot mehrerer Methoden, um auf Inhalte zuzugreifen (z. B. nicht nur eine Suchfunk-
tion), 

 

• Warnung an Nutzende, dass eingegebene Daten bei Inaktivität verloren gehen. 
 

• Definition von Abkürzungen. 
 

• Einrichtung einer Webseite im Kontrastverhältnis 3:1. 
 

• vgl. auch Portal Barrierefreiheit - Dokumente (bund.de). 
 
 
b) Links 
 

• Ziel des Links benennen (welche Seite oder welches Dokument geöffnet wird, muss ver-
deutlicht werden), 

 

• Hervorhebung von Links (Fettung, Linksymbole), 
 

• ggf. Erzeugung einer klaren Seitenstruktur. 
 
 
c) Bilder 
 

• Alternativtexte für verlinkte und nicht verlinkte Bilder (Bildunterschriften, in ein bis zwei 
Sätzen beschreiben, was zu sehen ist), 

 

• Alternativtext für Bedienelemente  
 
 

d) Überschriften 
 

• Sinnvolle Überschriftenlänge. 
 
 
e) Mobile Anwendungen 
 
Mobile Anwendungen bedürfen keinen gesonderten Vorschriften. Die technischen Vor-
schriften werden unter folgendem Link aufgeführt:  
 
https://www.w3.org/TR/mobile-accessibility-mapping/ 

https://www.barrierefreiheit-dienstekonsolidierung.bund.de/Webs/PB/DE/umsetzungshilfen/dokumente/dokumente-node.html
https://www.w3.org/TR/mobile-accessibility-mapping/
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f) Tonsteuerung 
 
Eine Steuerungsmöglichkeit der Webseite über Ton scheint nicht notwendig zu sein. In den 
Umsetzungshinweisen bezüglich des Barrierefreiheitsgesetzes wird eine Steuerung per Ton 
nicht aufgeführt.  
 
 
4. Bußgeld 
 
Sowohl Verbraucher als auch Verbände für Behindertengleichstellung können nach  
§ 32 BFSG beantragen, dass die Marktüberwachungsbehörde ein Verfahren zur Durchfüh-
rung von Maßnahmen einleitet, das die Konformität von Produkten und Dienstleistungen mit 
den Barrierefreiheitsanforderungen herstellen soll. Das Verfahren kann von der jeweiligen 
Behörde auch selbstständig eingeleitet werden. Sie muss eine Prüfung einleiten, wenn sich 
ein Marktakteur auf Verstöße  berufen hat oder sie Grund zur Annahme hat, dass ein Pro-
dukt oder eine Dienstleistung nicht die Barrierefreiheitsanforderungen des BFSG  
erfüllt (§§ 21, 22, 28 BFSG).  
 
Fällt die Prüfung der Konformität mit den Anforderungen negativ aus, setzt sie dem Markt-
akteur eine angemessene Frist, um geeignete Maßnahmen zu ergreifen. Bei Dienstleistun-
gen kann die Marktüberwachungsbehörde anordnen, das Angebot oder die Erbringung ein-
zustellen (§ 29 Abs. 3 BFSG). Neben den Sanktionsmaßnahmen können je nach Verstoß, 
Bußgelder bis zu 10.000 EUR oder bis zu 100.000 EUR verhängt werden (§ 37 BFSG). 
 
 
5. Dienstleister 
 
Die Gewährleistung einer digitale Barrierefreiheit kann an Dienstleister übertragen werden.   
 
Merkmale für gute Dienstleister:  
vgl. https://www.aktion-mensch.de/inklusion/barrierefreiheit/barrierefreie-website/kosten-
barrierefreie-website.  
 
Langjährige Erfahrung:  
Theoretisches Wissen allein reicht nicht, um die vielfältigen Bedürfnisse von Menschen mit 
Behinderungen abzubilden. 
 
Zertifikate:  
Die IAAP (International Association of Accessibility Professionals) bietet Zertifizierungen an. 
Die Titel "Zertifizierte Fachkraft für Kernkompetenzen der Barrierefreiheit" (Certified Profes-
sional in Accessibility Core Competencies (CPACC)) und "Spezialist für Web-Barrierefrei-
heit” (Web Accessibility Specialist (WAS)) sind gute Hinweise auf vorhandenes Fachwissen. 
Das WAS-Zertifikat setzt drei Jahre Berufserfahrung voraus. 
 
 
 
 
 
 

https://www.aktion-mensch.de/inklusion/barrierefreiheit/barrierefreie-website/kosten-barrierefreie-website
https://www.aktion-mensch.de/inklusion/barrierefreiheit/barrierefreie-website/kosten-barrierefreie-website
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Klare Kommunikation:  
Sie sollten sich nie mit der Überarbeitung Ihrer Website alleingelassen fühlen. Nur eine 
enge, partnerschaftliche Zusammenarbeit führt zum Erfolg und zur nachhaltigen Barriere-
freiheit Ihres Webangebots.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
 
 
 
RA Carsten Herlitz       Clemens Drzimalla   
Justiziar des GdW      Wissenschaftl. Mitarbeiter  
       


